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VORWORT

Die Fragen, was Rassismus und Flucht eigentlich bedeuteten und wie 
diese mit all ihren Ursachen bekämpft werden können, stellten sich 
schon so einige Menschen.

Unter anderem auch die RZ (Revolutionäre Zellen / Rote Zora), die 
zahlreiche Aktionen gegen diese Zustände machten. In den 1980ern 
wurde versucht, Geflüchtete auch mittels einer direkten Konfrontati-
on mit dem Staat zu unterstützen. Mit der Erkenntnis, dass Staaten 
und Kapitalismus Menschen zur Flucht zwingen und diesen Zustand 
nicht aufheben können, sondern Menschen nur noch mehr ausbeu-
ten und an den Rand der Gesellschaft drängen.

Damit die Geschichte vergangener Kämpfe nicht verloren geht, 
haben wir diese Texte ausgebuddelt. Vielleicht können diese Texte 
dazu beitragen, Diskussionen und Ideen heute voranzutreiben und 
aus den guten wie auch schlechten Erfahrungen, Fehlern und Errun-
genschaften von damals zu lernen.
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eines Weltproletariats, gegen die die staatlichen Ausländer- und Sozialbehörden 
exemplarisch Sondermaßnahmen ergreifen, die auch für Teile der metropolitanen 
Klasse bestimmt sind. Zwar hatten wir nicht die Hoffnung, daß sich rasche Verbin-
dungslinien zwischen Flüchtlingen und hiesigen proletarisierten Schichten ergeben 
würden, die eine rassistische Spaltung überwinden könnten. Aber wir phantasierten 
den Willen der Flüchtlinge, in den Metropolen ihren Anteil am gesellschaftlichen 
Reichtum und an existentieller Sicherheit einzuklagen, als direkten antiimperialis-
tischen Kampf, verbunden mit trikontinentaler Widerstandserfahrung - und damit 
als ein mögliches Terrain unserer eigenen Politik. Als die Kämpfe in dieser Form 
ausblieben, auf die wir hätten Bezug nehmen wollen (wobei wir die vielen „refor-
mistischen“ Forderungen von Asylsuchenden leicht übersahen), kompensierten wir 
dies mit der Analyse der staatlichen Flüchtlingspolitik und mit Angriffen auf deren 
zugängliche Agenturen. Wir machten die Sache der Flüchtlinge zu der unsrigen, 
ohne auf ihre Subjektivität und Erwartungen Rücksicht zu nehmen, ja ohne sie zu 
kennen. Diese „Flüchtlingspolitik ohne Flüchtlinge“ ergab sich scheinbar notwen-
dig, sie entsprang unseren Erfahrungen aus der öffentlichen Flüchtlingsarbeit und 
sie war theoretisch begründet in der Einschätzung der Rolle des Staats gegenüber 
der Migration. Aber wir vergaben uns damit die Chance eines wirklichen Zugangs 
zur „Sozialen Frage“, vielleicht weil wir ahnten, mit den Problemen, die ein solcher 
Schritt nach sich ziehen würde, als illegale Gruppe überfordert zu sein, und weil 
es damals keinen Transmissionsriemen in der Linken zu den Flüchtlingen gab. Die 
Einbahnstraße entstand also dadurch, daß wir in dem Versuch der Verknüpfung von 
sozialer und Flüchtlingsthematik die alten Teilbereichsbewegungen verließen, um 
wieder eine umfassende, auf gesamtgesellschaftliche Umwälzung zielende Pers-
pektive zu gewinnen; daß wir aber weder die eigene Organisationsform noch die 
bisherigen Methoden und Objekte unserer Angriffe in Frage stellten und vor allem 
den Adressatenkreis unserer Politik, das linksradikale Milieu, nicht verließen oder 
ausweiteten.
Inzwischen kann die Linke bzw. das, was von ihr übrig ist, durch die unaufhörliche 
Verschärfung der staatlichen Flüchtlings- und Ausländerpolitik und die neuerlichen 
rassistischen Übergriffe die bedrohliche Situation von Flüchtlingen in der BRD 
nicht weiter verdrängen. Sie hat sich der Notwendigkeit gestellt, zumindest ein 
Bleiberecht zu verteidigen. Paradoxerweise geschieht das zu einem Zeitpunkt, in 
dem wir selbst mit unseren Bemühungen in dieser Richtung vollkommen isoliert 
sind.
...
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Libanesen mit Sprengstoffkoffern erwies sich schnell als durchsichtige Konstruktion 
für die brutale und beispiellose Großrazzia mit 2 Schützenpanzern, 30 Wannen 
und 12.000 Polizisten, die sämtliche Berliner Zwangslager und Ausländerheime 
aufrollten. Zweifellos ein wichtiges Datum in der Hollenbergschen Karriere. Für 
die internationale Auswertung dieser Operation sorgte Innensenator Kewenig mit 
seinem Libanon- Trip, um den letzten garantierten Schutz, das Verbot der Ausliefe-
rung in Kriegs- und Krisengebiete, zu schleifen. In nahtloser Übereinstimmung mit 
dem Vorgehen der Regierungen in Paris, London und Rom.
Die Strategie ist gesamtimperialistisch, die Aufbereitung national; Westberlin 
kommt dabei die Funktion eines taktischen Zentrums zu und der Chef der berliner 
Ausländerpolizei Hollenberg exekutiert diese Repressions- und Selektionstrategien 
direkt an den Flüchtlingen und Arbeitemigranten.

DAS ENDE UNSERER POLITIK (TEIL III)
(JANUAR 1992)

…III.
Heute vermuten wir, daß bereits mit der Entscheidung für die Flüchtlingskampagne 
Mitte der 80er Jahre und mit dem Versuch einer Annäherung an die sogenannte 
„Soziale Frage“ unsere Abkapselung in ein irreversibles Stadium eingetreten 
war - obwohl wir das Gegenteil hatten erreichen wollen. Wir hofften damals, mit 
der Thematisierung der neuen Klassenzusammensetzung und der Ausgrenzung 
des unteren Armutsdrittels einen Weg gefunden zu haben, uns einem möglichen 
revolutionären Subjekt annähern und seine Kämpfe vorwegnehmen zu können. So 
sollte die Reduzierung und Orientierung auf die Teilbereichsbewegungen (AKW, 
Häuserkampf) überwunden werden, in denen wir uns zusammen mit der autonomen 
Linken seit Ende der 70er Jahre engagiert hatten. Wir waren mit unserer Fixierung 
auf diese Teilbereichskämpfe in eine Krise geraten, denn die Hoffnung, sie als 
Keimformen einer allgemeinen sozialen Umwälzung interpretieren zu können, 
hatte sich als Fehleinschätzung erwiesen.
Hinzu kam der Versuch, mit der Formulierung eines „konkreten Antiimperalismus“ 
die Verkrustungen und die Eindimensionalität des vorherrschenden linken Interna-
tionalismus jener Jahre aufzubrechen. Wir haben in der Verbindung von sozialer 
Thematik und Flüchtlingskampagne Möglichkeiten gesehen, einen neuen Hand-
lungsspielraum für internationale Solidarität in den Metropolen selbst zu eröffnen. 
Was wir damals nicht richtig begriffen oder wofür wir jedenfalls keine Lösung 
parat hatten, war die in dieser Kampagne zum ersten Mal in aller Schärfe auf-
tretende Trennung zwischen Thema (Flüchtlinge) und Adressat unserer Propag-
anda (linksradikale Szene). In den Flüchtlingen sahen wir die in die Metropolen 
reichende Verlängerung eines weltweiten Aneignungskampfes, VertreterInnen 
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OKTOBER 1986

In den vergangenen Wochen haben wir eine Reihe von Aktionen gegen Institu-
tionen der Abschreckung und Kontrolle von Flüchtlingen gemacht, die wir hier 
zusammenhängend dokumentieren.
Um es nochmals zu betonen: wir begreifen diese Aktionen nicht als Reaktion auf den 
rassistischen Propagandafeldzug, den das Regime gegen die Flüchtlinge inszeniert 
und in dessen beabsichtigter Folge das Arsenal der Abschreckungsmaßnahmen um 
das bedrohliche Moment des Pogroms erweitert wurde.
Wir teilen aber auch nicht jenes humanitäre, naiv- rechtsstaatliche Selbstverständ-
nis, aus dem heraus vor allem kirchliche, gewerkschaftliche und politisch etablierte 
Gruppen die Verteidigung des Asylrechts beschwören. Der Staat, von dem die 
Gewalt gegen die Flüchtlinge ausgeht, taugt nicht als Adressat für Appelle und 
Resolutionen. Darüberhinaus beinhaltet die Beharrlichkeit, mit der der Status des 
politischen Asyls hochgehalten wird, die Verlängerung jener Differenzierung und 
Selektion von Flüchtlingen, die der Sonderbehandlung zugrundeliegt und diese erst 
begründet. Aus welchen Gründen auch immer Menschen in die BRD kommen - sie 
können bleiben, weil sie hier sind.
Wir wollen zur Rückgewinnung eines konkreten Antiimperialismus in der BRD bei-
tragen - in diesem Zusammenhang steht unsere Orientierung an der Flüchtlingsfrage. 
Denn Antiimperialismus bedeutet nicht allein Angriff auf militärisch- industrielle 
Apparate und ist mehr als Solidarität mit fernen Befreiungsbewegungen. Unsere 
Aufgabe ist es, eine antiimperialistische Politik auf die Klassenfront hier und auf 
die Rückwirkungen in diesem Land zu beziehen. Dabei ist die Flüchtlingsfrage in 
doppelter Hinsicht ein entscheidender Angelpunkt:

1. Die Migrationsbewegungen, von denen die hier ankommenden Flüchtlinge 
ja nur die Rauchschwaden eines Vulkanes sind, sind Ausdruck und Folge der 
Zerstörungen, mit denen der Imperialismus die Herkunftsländer überzieht; ihre 
Anzahl wächst als Kehrseite des tatsächlich erreichten Grades an kapitalistischer 
Durchdringung. Aber die zwangsweise Vertreibung geht einher mit dem Willen 
und der Entschlossenheit der Flüchtlinge, aus den Verhältnissen auszubrechen und 
hier, in den Metropolen, ihren Anspruch auf Leben und Entschädigung zu stellen. 
Es geht darum, die Mobilität des Proletariats zurückzuerobern gegenüber einem 
Kapital, das sich über nationale Grenzen schon längst hinweggesetzt hat. Wenn 
die metropolitanen Regimes darauf zielen, ihre innere Stabilität durch Abschottung 
der Grenzen zu behaupten, so können wir dem nur den Kampf um offene Grenzen 
entgegensetzen. 

2. Der BRD- Sozialstaat zeigt in der Behandlung der Flüchtlinge sein eigentliches 
Gesicht und genau an diesem Punkt müssen wir ihn angreifen. Der Katalog von 
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Sondermaßnahmen ist keine Entgleisung, die es zu korrigieren und auf sozialpoli-
tisches Normalmaß zurückzubringen gilt. Da es gegenüber Flüchtlingen keinerlei 
Rücksichtnahme auf einen gesellschaftlichen Status quo gibt, reduziert sich Sozi-
alpolitik vielmehr auf das, was sie ihrem Wesen nach ist: ein Herrschaftskalkül, 
dem es allein um Arbeitsmarktregulation und soziale Kontrolle zu tun ist. Die 
rassistische Verklausulierung sichert dem Regime Unterstützung sogar bei denen, 
die selbst potentiell Angriffsziel dieser Politik sind. Ob und wie Maßnahmen wie 
Lager, Lebensmittelgutscheine oder Sondergerichtsbarkeit als Modell für spätere 
Schritte gegen arbeitslose Jugendliche oder ausgesteuerte Proleten dienen oder 
ob sie nur als Drohung stehen bleiben, hängt von der weiteren Entwicklung der 
sozialen Konfrontation ab. Aber wir müssen nicht erst auf bedrohlichere Zeiten 
verweisen, um Angriffe auf die repressivsten und extremsten Ausprägungen des 
Sozialstaates zu begründen - die sozialrassistische Praxis gegen die Flüchtlinge ist 
dafür Grund genug. Noch wissen wir nicht, ob sich an der Flüchtlingsfrage antiim-
perialistische Politik mit Konfrontationslinien im entgarantierten Sektor verbinden 
wird, aber der Kampf um das faktische Aufenthaltsrecht für Flüchtlinge ist auch 
dann richtig, wenn er vorerst von den weißen Schichten des Proletariats weitgehend 
isoliert bleibt. 

Natürlich geht es um offene Grenzen und um freie Flüchtlingsstädte. Allerdings 
sind diese nicht vom Staat zu fordern - sie sind nur vorstellbar und nur durchzuset-
zen, indem wir den Flüchtlingen einen Raum verschaffen, der nicht mehr staatlich 
kontrolliert und reglementiert wird. Der Beitrag, den wir - oder Gruppen wie wir - 
zu einem solchen Projekt leisten können, besteht im Angriff auf die polizeiliche und 
sozialbehördliche Kontrolle, der aus öffentlichen Kampagnen allein nicht getragen 
werden kann. Aber dieser Angriff ist erst sinnvoll, wenn daneben Netze für die 
konkrete Unterstützung der Flüchtlinge aufgebaut werden, wenn eine subversive 
Praxis die Verhältnisse faktisch verändert. 
In Hamburg wollten wir die Ausländerabteilung der Bullen lahmlegen, die Razzien 
und Ermittlungen gegen Illegale durchführt und die Abschiebungen vorbereitet - 
deswegen sind wir dort eingebrochen und haben Feuer gelegt. Es ging uns darum, 
möglichst viele Akten zu vernichten, die Bullen eine Zeitlang mit Aufräumungsar-
beiten statt Menschenjagd zu beschäftigen und so den Flüchtlingen wenigstens eine 
Weile Luft zu verschaffen. Die Beharrlichkeit, mit der betont wurde, alle Akten 
seien doppelt vorhanden, betrachten wir eher als Indiz fürs Gegenteil.
In Köln haben wir das Rechenzentrum des Ausländerzentralregisters angegriffen, 
in dem Daten sämtlicher in der BRD erfaßter Ausländer bearbeitet werden. Weil an 
den Computern selbst rund um die Uhr gearbeitet wird und wir kein Menschenleben 
gefährden wollten, haben wir im Luftschacht der Klimaanlage einen Sprengsatz 
angebracht, der die Klimaanlage, die Stromversorgung des Rechenzentrums und 
auch das Notstromaggregat zerstört hat. Da Großrechner auf Spannungs- und 
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Abschiebern, illegalen Schwarzarbeitern und Scheinehen“. 
Und er ist mitverantwortlich für den grauenvollen Verbrennungstod von sechs 
Männern in der Abschiebehaft Augustastraße [20], denn er sorgt dafür, daß diese 
Käfi ge ständig überfüllt sind. Die provozierte Enge, der Dreck, der Gestank und die 
Aggressionen sind kalkuliert, um einen Rassismus zu schüren, der keine Hemm-
schwellen mehr kennt, Menschen aus „Pfl ichtbewußtsein“ verbrennen zu lassen.
Das taktische Zusammenspiel zwischen den rigorosen Projekten der Macht und dem 
exekutierenden Verwaltungsapparat hat in diesem Sommer einen erschreckenden 
Höhepunkt erreicht. In diesen Manövern hat sich auch der Chef der Berliner Aus-
länderpolizei blutige Meriten erworben. Um die Flüchtlingszahlen demagogisch 
hochzutreiben, ließ er durch seine „Greiftrupps zur gezielten Ausländerfahndung“ 
die Frontstadt praktisch dichtmachen und ausnahmslos alle nichtweißen Frauen, 
Männer und Kinder - selbst Durchreisende und Besucher - einfangen und zwang-
sasylieren. Zeltstädte und Containerlager wurden in Szene gesetzt - Potemkinsche 
Dörfer [21] - allein für den Augenblick und Zweck geschaffen, ein mörderisches 
völkisches Klima hochzuputschen und sich eine breite Akzeptanz zu sichern für die 
eigentlichen imperialen Lösungsstrategien. Diese zielen, jenseits allen wahltaktisch 
inszenierten Gerangels „Grundgesetzänderung versus DDR- Deal“ [22] auf eine 
völlige Umkehrung der jetzigen Situation. Über ein ganzes Paket aufeinander 
abgestimmter, drakonischer Repressionen soll ein grundsätzlich neues, griffi ges 
Instrumentarium geschmiedet werden, um die internationalen Flüchtlings- und 
Wanderbewegungen im Vorfeld abzublocken und einschneidend zu dezimieren. Die 
solchermaßen Vorsortierten sollen dann einer neuerlichen Selektion nach Alter, Ge-
schlecht, politischer Gesinnung und berufl icher Qualifi kation unterworfen werden, 
um unter arbeitsmarktstrategischen Kriterien als entgarantierte Ausbeutungs- und 
Verschiebemasse je nach Bedarf eingesogen oder ausgestoßen zu werden. Das ist 
der reale, harte Kern der staatlich inszenierten Asylrechtsdiskussion. Insoweit ist 
dies kein spezifi sch bundesrepublikanisches Thema, sondern wird im gesamten 
kapitalistischen Westen verhandelt. Für die innerdeutsche Aufbereitung dieser 
Verwertungs- und Vernichtungsstrategien ist allerdings der immense Druck, der in 
Berlin produziert wurde, von exemplarischer Bedeutung und exakt auskalkuliert. 
Über dieses Spannungsfeld defi niert sich auch die spezielle Funktion des Berliner 
Ausländerpolizeichefs.
Eine ganze Reihe politischer Weichen in diesem unerklärten Kriegs gegen die 
Armutsmassen der 3 Kontinente sind hier gestellt worden. Der erste, mit Ostberlin 
ausgehandelte konzentrierte Angriff galt den Tamilen. Dann dechiffrierte sich der 
„La Belle“- Anschlag zum einen als bestellter Vorwand der US- Administration 
für die mörderische Bombardierung libyscher Städte. Zum anderen als die, von 
den Alliierten legitimierte, Gelegenheit zur Grenzabriegelung und systematischen 
Durchkämmung Westberlins durch Hollenbergs Sondereinheiten. Vergleichbar na-
tional wie international angelegt war die „Operation Libanon“. Die Suche nach vier 
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SCHÜSSE IN DIE KNIE 
DES LEITERS DER AUSLÄNDERPOLIZEI HOLLENBERG, BERLIN

(OKTOBER 86)

Der Berliner Ausländerpolizeichef Hollenberg ist ein Menschenjäger und ein 
Schreibtischtäter. Sein Jagdrevier Westberlin ist der Brennspiegel bundesdeut-
scher Ausländerpolitik, das heikle und heiße Pfl aster, auf dem sich die jeweiligen 
Projektierungen exemplarisch verdichten und hochgekocht werden. Mögen die 
Ausländerpopulationen auch wechseln, die taktische Aufarbeitung bleibt sich doch 
immer gleich. Über eine Abfolge von staatlich gesteuerter Stigmatisierung einzelner 
Segmente, zunehmend jedoch der ausländischen Bevölkerung in ihrer Gesamtheit, 
über eine genau kalkulierte, völkische Mobilisierung wird das Terrain geebnet für 
blutige Pogrome und radikale Repressionen. Nach diesem Muster verliefen die 
Angriffslinien gegen die türkischen Arbeitsemigrantinnen und - emigranten ab 
Mitte der 70er Jahre mit dem Ziel, sie generell aus den arbeits- und sozialrechtli-
chen Sicherungen herauszubrechen, um über eine fl exible, vollkommen rechtlose 
Verschiebmasse auf dem Arbeitsmarkt zu verfügen. Nach diesem Muster verliefen 
auch die verschiedenen Angriffswellen gegen die Flüchtlingskontingente. Nach den 
bilateralen, schmutzigen Deals mit der NATO- Türkei und dem Libanon, zeichnet 
sich über das jüngste DDR- Abkommen, die Mitarbeit des Ostblocks an den kapi-
talistischen Eindämmungstrategien gegenüber den internationalen Flüchtlings- und 
Wanderarbeiterbewegungen ab. Mag dabei auch politisches Kalkül und ökonomi-
scher Zugzwang eine Rolle spielen, de facto konstituiert sich damit ein Bündnis 
von Imperialismus und Staatssozialismus gegen die Armutsbevölkerung der drei 
Kontinente.
Der Chef der Berliner Ausländerpolizei und Lummer [18]- Protegé Hollenberg 
steht in diesem „Abwehrkampf“ an vorderster Front, in Geist und Tradition der 
„kämpfenden Verwaltung“, wie sie NS- Heydrich [19] defi niert und formiert hat. 
Dabei ist weniger ausschlaggebend, ein scharfer Hund zu sein, vielmehr kommt es 
darauf an, ein untrügliches Gespür für die Absichten und Planungen der Macht zu 
haben, um effektiv und fl exibel an den Gesamtkonzeptionen mitzuarbeiten. Daß 
Hollenberg über dieses unersetzliche, symbiotische Verhältnis zur Macht verfügt, 
beweist seine rasche Wiedereinsetzung als Ausländerpolizeichef - im übrigen ein 
beispielloser Vorgang - nachdem er zuvor wegen seiner Verwicklungen in die 
Schmitz- Korruptionsaffaire verabschiedet werden mußte. Seither übt er sein Amt 
diskreter, dafür umso effi zienter aus.
Hollenberg ist zuständig für den täglichen Terror, für die über hunderttausend Kon-
trollen, für zehntausende von Festnahmen, für tausende von Razzien im Jahr auf 
„ausländerrelevante Orte“. Er befehligt die zahllosen Überfälle und Durchsuchun-
gen von Ausländerwohnheimen und - wohnungen auf der Suche nach „Asylern, 
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Temperaturschwankungen empfi ndlich reagieren und da Chips und Schreib/
Leseköpfe gegen metallische Stäube allergisch sind, ist davon auszugehen, daß 
einiges an Hardware und jede Menge Informationen zu Bruch gegangen sind. Und 
auch Wochen nach dem Anschlag auf das AZR geht dort nichts mehr. Wo früher 
rund um die Uhr emsig Daten gesammelt, geknüpft und gespeichert wurden, ist es 
heute stockfi nster: eine tote Festung. Die vom BKA lancierte und von den Medien 
verbreitete Behauptung, das Rechenzentrum sei ausschließlich in seiner baulichen 
Substanz betroffen, erweist sich als propagandistische Zwecklüge.
In Lüneburg galt unser Anschlag einer Institution der Justiz, die sich dabei her-
vorgetan hat, die administrativen Maßnahmen der Flüchtlingsschikanierung durch 
ihre Urteile ideologisch zu untermauern. Der Zerstörung der Verhandlungssäle, die 
leider nicht geklappt hat, hätte der Brandmarkung eines Gerichts gedient, das sich 
nicht scheut, Menschen gnadenlos der Folter auszuliefern. 
In Berlin gehört dem DRK endlich das Handwerk gelegt, das dem Senat das 
schmutzige Geschäft der Lagerhaltung von Flüchtlingen abnimmt und hinter des-
sen Renomee als internationale Hilfsorganisation sich eindeutige Parteinahme für 
die imperialistische Flüchtlingspolitik verbirgt - nicht nur in Berlin. Dieser Rolle 
wäre es angemessen gewesen, die Berliner Zentrale zu zerstören. Wir haben darauf 
verzichtet, weil wir auch dort Menschen getroffen hätten, die wir nicht treffen 
wollten. Statt dessen haben wir uns die Autos zweier leitender DRK- Funktionäre 
vorgenommen.
In Hagen und Hamm richteten sich unsere Anschläge gegen die Ausländerbehörden 
dieser Städte. Sie sind Orte alltäglicher Schikanen, denen wir gezielte Aktionen und 
alltäglichen Widerstand entgegensetzen müssen.
Erkämpft das freie Aufenthaltsrecht für alle Flüchtlinge und Immigranten!

AKTION GEGEN DIE AUSLÄNDERPOLIZEI HAMBURG
(AUGUST 86)

Der Angriff auf die FD 624 der Hamburger Polizei ist keine Reaktion auf die 
gegenwärtige Aktualität des Flüchtlingsthemas. Bislang diente die Konstruktion 
des „Asylantenproblems“ in erster Linie als Vorwand für sozialpolitische Experi-
mente, als Rechtfertigung, Menschen wieder in Lager einzupferchen, sie in ihrer 
Bewegungsfreiheit zu beschneiden, ihnen Sozialgelder drastisch zu kürzen oder zu 
verweigern. Zwar trugen diese Verwaltungsakte stets auch den Stempel rassistischer 
Stigmatisierung einer exponierten Bevölkerungsgruppe, ihr vordringlicher Zweck 
war jedoch ein anderer.
Die Flüchtlinge taugten als Manövriermasse, an der das sozial- technische Inst-
rumentarium eingeschliffen, sowie auf seine Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit 
hin erprobt werden konnte. Das Arbeitsverbot stellte sicher, daß dem illegalen 
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Arbeitsmarkt jederzeit frei verfügbare Kräfte zufl ossen. Die Lebensmittelgutschei-
ne ermöglichten eine umfassende Reglementierung der Reproduktion. Und die 
Zwangsumverteilung - zumal in kleine Dörfer und ländlich konservative Randge-
biete - folgte zum einen dem Kalkül, die Konfrontation mit der dort ansässigen 
Bevölkerung zu schüren. In ihr spiegelt sich aber gleichermaßen der Versuch, dem 
Entstehen einer Subkultur der Minderheiten das Wasser abzugraben, und durch 
Zerstreuung jede Form der Selbstbestimmung bereits im Ansatz abzubiegen. 
Wenn die Flüchtlingsfrage nun jedoch zum Wahlkampfthema, als Medienereignis 
hochgekocht wird, so liegt darin eine neue Qualität: die behördlich kalkulierte 
Diskriminierung verbindet sich mit offen rassistischer Mobilisierung. Das sozial-
technische Management der Flüchtlingspolitik probt das Bündnis mit dem frem-
denfeindlichen Mob.
Mit verschärften Kontrollen, zusätzlichen Razzien und der Umschreibung von 
bisher üblicher Duldung in den Asylstatus wird die Zahl der Asylanträge künstlich 
in die Höhe geschraubt. Demonstrativ werden Baucontainer plaziert und Zeltlager 
aufgeschlagen unter dem Vorwand, daß die Welle der neuankommenden Flüchtlin-
ge anders nicht zu bewältigen sei. Flüchtlinge, die in Berlin oder Hamburg gar nicht 
weiter aufgefallen wären, werden in einer Kleinstadt wie Helmstedt zu tausenden 
konzentriert und erst dadurch sichtbar gemacht.
Diese Form der Zurschaustellung, der sozialen Markierung, ebnet den Weg vom 
fremdenfeindlichen Ressentiment zum handgreifl ichen Pogrom. Bürgerproteste 
und Rollkommandos gegen die Flüchtlinge erscheinen nun als zwangsläufi ge 
und legitime Reaktion auf ein soziales Problem, das durch bürokratische Erlasse 
und Verfügungen aber erst geschaffen wurde. Und umgekehrt entwickelt sich 
aus der Dynamik von Medieninszenierung, sozialhygienischen Bürgerinitiativen 
und Schlägertrupps jener „Druck von unten“, aus dem heraus die fortschreitende 
Formierung des noch brüchigen Apparats der Flüchtlingsverwaltung, ebenso wie 
der nächste Schub staatlicher Zwangsmaßnahmen, ihre Legitimation beziehen. Wie 
im Nationalsozialismus die Auslöschung des „Gemeinschaftsfremden“ mit rassis-
tischer Propaganda und einer Differenzierung der Sozialgesetzgebung begann, so 
ist auch die derzeitige Eskalation im Vorgehen gegen die Flüchtlinge Ausdruck und 
Modell eines sozialrassistischen Kurses.
Doch auch in der Wahnvorstellung von einer BRD, die durch die große Anzahl von 
Asylsuchenden bedroht würde, ist ein Fünkchen Wahrheit enthalten.
Die BRD ist ein imperialistisches Land und der Imperialismus hat die weltweiten 
Flüchtlingsbewegungen in Gang gesetzt. Es ist die transnationale Kapitalakkumu-
lation im imperialistischen Weltsystem, die den Menschen die Existenzgrundlagen 
zerstört und verwüstet, sie mit Kriegen überzieht und dem Hunger ausliefert. In 
dieser Entwicklung sind die Nationalgrenzen längst überholt. Sie dienen lediglich 
noch der Regulation der internationalen Mobilität der Arbeitskräfte und als Bar-
rieren gegen unerwünschte Einwanderungen. Wenn dennoch beharrlich an einer 
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nationalstaatlichen Defi nition von Bevölkerung festgehalten und die Imagination 
der Volksgemeinschaft wieder festgeklopft wird, so liegt der Sinn einzig in dem 
daraus abgeleiteten Rechtsanspruch, andere - Fremde - kenntlich zu machen, son-
derzubehandeln, zu verfolgen und zu vertreiben. 
Und das ist die Sorge, die die Scharfmacher der Ausländerpolitik tatsächlich 
umtreibt: daß die Massen der trikontinentalen und südeuropäischen Armutsbevöl-
kerung auf den von der Arbeitsmigration gesteckten Routen nachfolgen und ihren 
Anspruch auf Leben und Entschädigung hier massiv vorbringen werden - eine 
Entwicklung, die das soziale und politische Gefüge der BRD in nicht absehbarem 
Ausmaß durcheinanderwirbeln würde. Was weder die hiesigen Politiker wünschen 
noch der linke Mittelstand, der einen begrenzten Zuzug von Ausländern allenfalls 
als folkloristische Bereicherung des sozialen und kulturellen Klimas akzeptiert.
In der Flüchtlingsfrage gibt es keine Forderungen an den Staat zu stellen. Es geht 
einzig darum, den Flüchtlingen zu einem selbstverständlichen Recht - nämlich 
zu bleiben, wie lange sie wollen - zu verhelfen, ihnen Lebensmöglichkeiten zu 
schaffen und zu sichern. Es geht darum, die Grenzen zu durchlöchern und für die 
selbstbestimmte Mobilität der Armutsbevölkerung zu kämpfen, weil dies die einzig 
angemessene und die radikalste Antwort auf die transnationale Akkumulation des 
Kapitals und die Verwertung der Menschen ist. Der Angriff auf die Institutionen 
der Grenzkontrolle und der inneren Regulation ist daher notwendiger Bestandteil 
dieses Kampfes.
Gleichermaßen fragwürdig ist die Hoffnung oder der taktische Umgang, was die 
Versprechungen des Asylrechts betrifft. Nicht nur, daß es die willkürliche Unter-
scheidung zwischen einheimischer Bevölkerung und „den Fremden“ festschreibt 
und die Interessen der Flüchtlinge einem staatlichen Gnadenakt überantwortet. 
Gedacht als löcheriges Privileg für eine schmale Schicht politischer und intellektu-
eller, weißer, männlicher Opposition mag es auf einen Teil der hier ankommenden 
Flüchtlinge noch zutreffen, insofern es sich - etwa bei den Tamilen oder Iranern 
- um politisch verfolgte Mittelschichten handelt. Es taugt jedoch nicht vor dem 
Hintergrund weltweiter Mobilisierung der Armutsbevölkerung. Was momentan vor 
sich geht, ist eine gigantische Umschichtung der Weltbevölkerung, deren Ausmaß 
die Migrationsbewegungen des 19. Jahrhunderts in den Schatten stellt und deren 
metropolitane Gestalt bisher nur die Spitze eines Eisberg darstellt.
Die Fachdirektion 624 der Ausländerpolizei ist in Hamburg die Institution, die für 
Razzien in den Lagern, für Festnahmen und Abschiebungen verantwortlich zeich-
net. Sie ist zugleich die Polizeidienststelle, in deren Kompetenz die Kontrolle und 
Steuerung des illegalen Arbeitsmarktes fällt: sie hält sich im Hintergrund, wenn z.B. 
die Obsternte im Alten Land den Einsatz der Flüchtlinge erfordert und sie beginnt 
ihre Menschenjagd, wenn die Nachfrage auf der untersten Stufe des Arbeitsmarktes 
sinkt.


